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III/2-610-Sc 
 
 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) –  
1. Änderung des Bebauungsplans für das Wohnbaugebiet Absberg „Am Oberfeldweg“ - öffentliche Auslegung  

(§ 3 Abs. 2 BauGB) und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden (§§ 2 Abs. 2 und 
4 Abs. 2 BauGB) 

  
 

Eingangsdatum 
 

Träger öffentlicher Belange 
 

Einwendungen Anregungen 
 

Stellungnahme / Beschlussvorschlag 
 

11.12.2026 Günter Rieger, 
Liane Rieger, 
Thomas Rieger, 
Hans-Veit-Str. 2, Absberg 

Aus uns noch unerklärlichen Gründen wurden 
wir vom BBV angerufen wegen einer 
Stellungnahme für das oben genannte 
Baugebiet, Fl.Nr. 45, Absberg. 
Da wir der Meinung waren, dass das Baugebiet 
kommt, da es schon im letzten Jahr erschlossen 
wurde, wissen wir nicht was nun los ist. 
Im Anhang befindet sich die Stellungnahme vom 
BBV vom 17.07.2023. Diese hat weiterhin 
Gültigkeit. 
 
Stellungnahme vom 17.07.2023 zur Kenntnis: 
1. Die Nutzung und Bewirtschaftung der 
mittelbar und unmittelbar angrenzenden land- 
und forstwirtschaftlichen Flächen, Gebäude und 
Wege dürfen durch die geplante Bebauung nicht 
beeinträchtigt werden. Die Bewirtschaftung 
muss sofern erntebedingt erforderlich – zu jeder 
Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt möglich 
sein. 
 
2. Bei der Umsetzung des im Betreff genannten 
Bebauungsplanes, ist sicherzustellen, dass der 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung für Stellungnahme zur Kenntnis: 
Zu 1.: Wird zur Kenntnis genommen und 
entsprechend beachtet. 
Die Nutzung und Bewirtschaftung der 
angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen wird 
durch das geplante Baugebiet nicht 
beeinträchtigt. 
 
 
 
 
Zu 2.: Wird zur Kenntnis genommen. 
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bestehende und auf die Zukunft ausgerichtete 
landwirtschaftliche Betrieb Rieger, Hans-Veit-
Str. 2, 91720 Absberg nicht eingeschränkt wird. 
Der Betrieb hat aktuell einen durchschnittlichen 
Viehbestand von ca. 45 Milchkühen inkl. 
Nachzucht und bewirtschaftet ca. 50 ha 
landwirtschaftliche Nutzfläche. Folgende 
betriebliche Erweiterung ist bereits geplant und 
sollte für etwaige Schutzmaßnahmen bzw. 
Abstandseinhaltungen ebenfalls berücksichtigt 
werden: Aussiedlerstall für die Milchviehhaltung 
auf der Flurnummer 412, Gemarkung Absberg. 
Zusätzlich soll eine offene Gülleanlage mit 
Schwimmdecke sowie drei Kammern für die 
Silage- Lagerung errichtet werden.  
In der Begründung des Marktes Absberg vom 
12.05.2023 steht, dass keine erheblichen 
Belästigungen im Sinne des § 4 Bundes-
Immissionsschutzgesetzes im geplanten 
Wohngebiet zu erwarten sind, da der 
Immissionswert von 0,10 für Wohngebiete im 
gesamten Geltungsbereich eingehalten wird. 
Allerdings ist diese Aussage so nicht korrekt, 
denn im Immissionsgutachten vom 20.03.2023, 
welches vom Ingenieurbüro Koch erstellt wurde, 
findet man die Aussage, dass die Ergebnisse 
der Berechnungen zeigen, dass die ermittelte 
Geruchsbelastung durch die geplante Änderung 
der Althofstelle und durch den geplanten 
Neubau im Außenbereich mit Werten von 13 % 
bis 15 % für ein Wohnbaugebiet zu hoch ist und 
der zulässige Wert von 10 % deutlich 
überschritten ist. 
 
3. Menschen müssen wohnen und arbeiten 

Die Aussagen des Immissionsschutzgutachtens 
wurden seitens des Bayerischen 
Bauernverbands offenbar falsch interpretiert. In 
der Begründung ist korrekt wiedergegeben, 
dass der geplante Aussiedlerstall im 
Außenbereich in Verbindung mit der 
genehmigten Nutzung an der Althofstelle zu 
Immissionswerten von maximale 0,10 im 
Baugebiet „Am Oberfeldweg“ führt.  
Die im Gutachten untersuchten, vom 
Eigentümer angestrebten Änderungen an der 
Althofstelle sind dagegen offensichtlich nicht 
genehmigungsfähig, da diese bei den 
vorhandenen Wohnhäusern in der unmittelbaren 
Nachbarschaft der Althofstelle zu 
Immissionswerten von bis zu 0,39 führen. 
Insofern sind diese auch für das Baugebiet „Am 
Oberfeldweg“ nicht zu berücksichtigen. Dies 
wird in der Begründung in Kapitel 4.10, Absatz 6 
ausführlich dargelegt.  
Im Übrigen wurde im Rahmen des 
Beteiligungsverfahrens auch von der unteren 
Immissionsschutzbehörde am LRA Weißenburg 
bestätigt, dass gemäß vorliegendem 
Geruchsimmissionsgutachten weder im 
geplanten Baugebiet (WA) schädliche 
Umwelteinwirkungen durch Gerüche zu 
erwarten sind, noch der benachbarte Landwirt 
durch das Baugebiet in seinen 
Entwicklungsmöglichkeiten eingeschränkt wird. 
Eine Änderung der Planung ist daher nicht 
erforderlich. 
 
 
Zu 3.: Wird zur Kenntnis genommen. 
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können, aber Flächen auf denen Nahrungsmittel 
für diese Menschen angebaut werden, sind 
mindestens genauso wichtig. Nicht unterschätzt 
werden darf auch die Bedeutung der 
landwirtschaftlichen Flächen als 
Existenzgrundlage für die Familienbetriebe vor 
Ort, auf Ihre Arbeitsplätze und die Kaufkraft. 
 
4. Etwaige Lärm-, Staub- und 
Geruchsbelästigungen sind hinzunehmen und 
entschädigungslos zu dulden. In diesem 
Zusammenhang weisen wir auch darauf hin, 
dass das Vorkommen von beispielshaft sog. 
Rattenschwanzlarven und Mistbienen, die ihr 
Vorkommen häufig in Gülle- und 
Mistlagerstätten haben, als gewöhnlich 
anzusehen ist. 
 
5. Die Funktionsfähigkeit von bestehenden 
Drainagen und Grabensystemen ist während 
und nach der Bauphase zu erhalten. Des 
Weiteren ist nach der Baudurchführung darauf 
zu achten, dass evtl. zerstörte Drainagen 
ordnungsgemäß wiederhergestellt werden. 
Anfallendes Oberflächenwasser muss 
ungehindert abfließen können und es gilt eine 
Vernässung nach Möglichkeit zu verhindern. Die 
Bewirtschaftung der angrenzenden Nutzflächen 
muss nach und währen der Baumaßnahme 
uneingeschränkt möglich sein. 
 
6. Der Flächenverbrauch geht leider ungebremst 
weiter, in Bayern ca. 12 ha pro Tag. Diese 
Fläche geht durch Bebauung und Versiegelung 
endgültig verloren, nicht nur als Fläche für die 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Wird zur Kenntnis genommen und 
entsprechend beachtet. Ein Hinweis zu den 
landwirtschaftlichen Emissionen ist bereits unter 
Ziffer 4.6 der Bebauungsplansatzung enthalten. 
Diese ortsüblichen Emissionen sind von den 
künftigen Bewohnern des Baugebietes 
hinzunehmen. 
 
 
 
Zu 5.: Wird beachtet. Sollten während der 
Bauphase Drainagen aufgedeckt bzw. 
beschädigt werden, werden diese fachgerecht 
umgebaut bzw. wiederhergestellt. 
Das bestehende Grabensystem zur Ableitung 
von Oberflächenwasser wird bleibt erhalten. 
Die Bewirtschaftung der angrenzenden 
Nutzflächen wird durch das geplante Baugebiet 
nicht beeinträchtigt und bleibt auch während der 
Bauphase uneingeschränkt möglich. 
 
 
 
Zu 6.: Wird zur Kenntnis genommen.  
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Erzeugung von Nahrungsmitteln, sondern auch 
als Versickerungsfläche und als Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen. Einen neuen wichtigen 
Aspekt im Zeitalter des Klimawandels stellt die 
Tatsache dar, dass Äcker und Wiesen CO² in 
großen Mengen speichern können, während 
eine bebaute und versiegelte Fläche dies nicht 
kann.  
 
7. Wir bitten grundsätzlich darum, mit Fläche 
sparsam umzugehen. Einmal verbaute Flächen 
sind der landwirtschaftlichen Produktion 
unwiederbringlich entzogen.  
 
Der Bayerische Bauernverband bittet die o. g. 
Einwände bei der Planung und Durchführung 
des Projektes zu berücksichtigen. In diesem 
Zusammenhang wird ausdrücklich auf die 
Einwendungen der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe mit der Bitte um 
Berücksichtigung hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.: Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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12.01.2026 Gemeinde Haundorf Keine Einwendungen! Wird zur Kenntnis genommen. 
 

12.01.2026 Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienst-
leistungen der Bundeswehr, 
Bonn 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht 
beeinträchtigt. Es bestehen daher zur Änderung 
seitens der Bundeswehr keine Einwände. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 

12.01.2026 Staatliches Bauamt Ansbach Keine Einwendungen! Wird zur Kenntnis genommen. 
 

13.01.2026 Amt für Ländliche Entwicklung 
Mittelfranken 

Keine Einwendungen! 
 
Im Planungsraum ist derzeit ein Verfahren nach 
dem Flurbereinigungsgesetz weder geplant 
noch anhängig. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 

13.01.2026 Immobilien Freistaat Bayern Keine Einwendungen! Wird zur Kenntnis genommen. 
 

13.01.2026 N-ERGIE Netz GmbH, Nürnberg Mit der Änderung unter Ziff. 2.1 besteht 
Einverständnis. 
 
Die Begründung des Bebauungsplanes „Am 
Oberfeldweg“ vom 14.06.2023 ist weiterhin zu 
beachten bzw. einzuhalten. Die Auflagen unter 
Punkt 4.5 für die 20 kV-Freileitung bleiben 
unberührt und haben uneingeschränkt Bestand. 
Die Stellungnahme vom 12.07.2023, Az. 
AWB02202330152, behält weiterhin Gültigkeit. 
 
Stellungnahme vom 12.07.2023 zur Kenntnis: 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
hat die N-ERGIE keine weiteren Anregungen, 
da die Belange in den Abwägungsvorschlägen 
der Gemeinderatssitzung vom 14.06.2023, 
sowie in der Begründung bereits berücksichtigt 
worden sind. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und weiterhin 
beachtet 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Abwägung für Stellungnahme zur Kenntnis: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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14.01.2026 Amt für Digitalisierung, 
Breitband und Vermessung 
Schwabach 
 

Gegen die Planung bestehen keine Einwände. 
Die Belange des Amtes für Digitalisierung, 
Breitband und Vermessung werden nicht 
berührt. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 

16.01.2026 Zweckverband zur Wasser-
versorgung der Reckenberg-
Gruppe 

Wie bereits in der Begründung vermerkt, ist die 
Erschließung des Plangebietes im Jahr 2025 
erfolgt. Die genannten Änderungen betreffen 
keine Bereiche der Wasserversorgung. Somit 
bestehen gegen die 1. Änderung des 
Bebauungsplans „Am Oberfeldweg“ keine 
Einwände. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 

16.01.2026 Regionaler Planungsverband 
Westmittelfranken 
 

Keine Einwendungen! Wird zur Kenntnis genommen. 
 

20.01.2026 Gemeinde Pfofeld Keine Einwendungen! Wird zur Kenntnis genommen. 
 

20.01.2026 Regierung von Mittelfranken Gegenstand der 1. Änderung ist lediglich die 
Aufhebung einer Festsetzung zur Höhe der 
Fußbodenoberkante auf der Talseite. Die 
Belange der Raumordnung und Landesplanung 
werden hierdurch nicht berührt. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 

21.01.2026 Deutsche Telekom Technik 
GmbH 

Zu der oben aufgeführten Planung wurde bereits 
mit Schreiben vom 23.08.2022 und 21.11.2023 
Stellung genommen. Diese Stellungnahmen 
gelten unverändert weiter. 
 
Stellungnahme vom 21.11.2023 zur Kenntnis: 
Zur Planung wurde bereits mit Schreiben vom 
23.08.2022, Az. W101698522, PTI 13, BB1, 
Stellung genommen. Diese Stellungnahme gilt 
unverändert weiter. 
 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Abwägung für Stellungnahme zur Kenntnis: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Stellungnahme vom 23.08.2022 zur Kenntnis: 
Im Planbereich befinden sich noch keine 
Telekommunikationslinien der Telekom. 
 
Zur Versorgung des Planbereichs mit 
Telekommunikationsinfrastruktur durch die 
Telekom ist die Verlegung neuer 
Telekommunikationslinien im Plangebiet und 
außerhalb des Plangebiets erforderlich. 
 
Bitte teilen Sie uns zum Zweck der 
Koordinierung mit, welche eigenen oder ihnen 
bekannten Maßnahmen Dritter im Planbereich 
stattfinden werden. 
 
Für den rechtzeitigen Ausbau des 
Telekommunikationsnetzes sowie die 
Koordinierung mit dem Straßenbau und den 
Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist 
es notwendig, dass Beginn und Ablauf der 
Erschließungsmaßnahmen im 
Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom 
Technik GmbH unter der im Briefkopf genannten 
Adresse so früh wie möglich, mindestens 3 
Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden. 
 
Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den 
Bebauungsplan aufzunehmen: 
 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete 
und ausreichende Trassen mit einer 
Leitungszone in einer Breite von ca. 0.3 m für 
die Unterbringung der Telekommunikationslinien 
der Telekom vorzusehen.  

Abwägung für Stellungnahme zur Kenntnis: 
Die allgemeinen erschließungstechnischen 
Hinweise der Telekom werden zur Kenntnis 
genommen und entsprechend beachtet. Die 
Telekom wird im Rahmen der 
Erschließungsmaßnahmen eingebunden und 
frühzeitig über die geplanten Maßnahmen 
informiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis zu 
geplanten Versorgungstrassen ist bereits in 
Kapitel 5.4 der Begründung vorhanden.  
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Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das 
„Merkplatt über Baumstandorte und 
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe 
insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir 
bitten sicherzustellen, dass die 
Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung 
und Erweiterung der Telekommunikationslinien 
der Telekom nicht behindert werden. 
 
Im Fall, dass im Baugebiet Verkehrsflächen als 
nicht öffentliche Verkehrswege gewidmet 
werden, aber diese Flächen zur Erschließung 
der anliegenden Grundstücke mit 
Telekommunikationsinfrastruktur zur Verfügung 
stehen müssen, bitten wir Sie zur Sicherung der 
Telekommunikationsversorgung, das jeweilige 
Grundstück bzw. die jeweilige Fläche nach  
§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB als mit einem 
Leitungsrecht zu Gunsten der Telekom 
Deutschland GmbH, Sitz Bonn als zu 
belastende Fläche festzusetzen. 
Diese Kennzeichnung allein begründet das 
Recht zur Verlegung und Unterhaltung jedoch 
noch nicht. 
Deshalb muss in einem zweiten Schritt die 
Eintragung einer beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit im Grundbuch mit folgendem 
Wortlaut: 
„Beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die 
Telekom Deutschland GmbH, Bonn, bestehend 
in dem Recht auf Errichtung, Betrieb, Änderung 
und Unterhaltung von 

 
Wird beachtet. Ein Hinweis auf Pflanzabstände 
zu unterirdischen Leitungen ist bereits unter 
Ziffer 4.1 der Bebauungsplansatzung 
vorhanden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Bei der geplanten 
Erschließungsstraße handelt es ich um einen 
öffentlichen Verkehrsweg. Somit ist ein 
Leitungsrecht zu Gunsten der Telekom 
Deutschland GmbH nicht nötig.  
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Telekommunikationslinien, verbunden mit einer 
Nutzungsbeschränkung.“ erfolgen. 
 
Bei Planänderungen bitten wird um erneute 
Beteiligung gebeten. 
 
 

28.01.2026 Stadt Abenberg Keine Einwendungen! Wird zur Kenntnis genommen. 
 

29.01.2026 Regierung von Oberfranken, 
Bergamt Nordbayern 

Nach den vorliegenden Unterlagen werden 
durch das oben genannte Vorhaben keine 
derzeit vom Bergamt Nordbayern 
wahrzunehmenden Aufgaben berührt. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 

30.01.2026 Amt für Ernährung Land-
wirtschaft und Forsten Roth – 
Weißenburg i. Bay. 

Bereich Landwirtschaft 
Landwirtschaftliche Belange sind durch die 1. 
Änderung des Bebauungsplanes nicht berührt. 
 
Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen keine 
Einwände. 
 
Bereich Forsten 
Wald i.S.d. § 2 Bundeswaldgesetz (BWaldG) 
i.V.m. Art. 2 Abs. 1 Bayerisches Waldgesetz 
(BayWaldG) ist durch das Vorhaben nicht 
betroffen. Forstliche Belange sind nicht berührt. 
 
Aus waldrechtlicher und forstfachlicher Sicht 
bestehen keine Einwände. 
 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

05.02.2026 IHK Nürnberg für Mittelfranken Keine Einwendungen! 
 
Die Änderung des Bebauungsplans „Am 
Oberfeldweg“ kommt dem Bedarf vor Ort 
entgegen. Es werden derzeit keine 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Einschränkungen gewerblicher Interessen 
gesehen.  
 

05.02.2026 Wasserwirtschaftsamt Ansbach Keine Einwendungen! Wird zur Kenntnis genommen. 
 

10.02.2026 Landratsamt  
Weißenburg-Gunzenhausen 

Rechtsverbindliche Einwendungen:   k e i n e 
 
Fachliche Informationen und Empfehlungen: 
k e i n e  
 
Keine inhaltlichen Äußerungen: 
Kreisbaumeister, Untere Naturschutz-
behörde, Untere Immissionsschutzbehörde, 
Wasserrecht, techn. Wasserwirtschaft und 
Kommunalaufsicht wurden ebenfalls am 
Verfahren beteiligt und haben keine Einwände 
erhoben oder sich inhaltlich nicht geäußert.  
Von Seiten des Fachbereichs Bauleitplanung 
erfolgt keine Äußerung. 
 
Im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung und 
der geplanten Novellierung des BauGB in 2026 
wird dringend empfohlen, die Planung voll 
vektorisiert im XML-Format vorzuhalten. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

10.02.2026 Bund Naturschutz in Bayern 
e.V., Kreisgruppe Weißenburg-
Gunzenhausen 

Das BNatSchG § 63 sieht vor, dass anerkannten 
Naturschutzvereinigungen Gelegenheit zur 
Stellungnahme und zur Einsicht in die 
einschlägigen Sachverständigengutachten zu 
gewähren ist. 
Insbesondere in den Verwaltungsbestimmungen 
wird dabei Wert daraufgelegt, dass diese 
Stellungnahmen deutlich in der Planungs- und 
Vorbereitungsphase möglich sein sollen. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Dies wurde von Seiten der 
Verwaltungsgemeinschaft Gunzenhausen 
sowohl zeitlich als auch fachlich eingehalten. 
 
Gegen die vorgestellte Maßnahme gibt es keine 
Einwände von Seiten des Naturschutzbundes. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

11.02.2026 Handwerkskammer für Mittel-
franken, Nürnberg 

Es sollen die Belange der Wirtschaft gemäß § 1 
Abs. 6 Nr. 8 a BauGB beachtet werden. 
 
Im Plangebiet sind keine eigenen Planungen 
und Maßnahmen beabsichtigt. 
 
Keine Einwendungen!  

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 

11.02.2026 Bayerischer Bauernverband, 
Geschäftsstelle  
Roth-Weißenburg 

Es wird auf die Stellungnahme vom 17.07.2023 
verwiesen, die weiterhin Gültigkeit hat. 
 
Stellungnahme vom 17.07.2023 zur Kenntnis: 
1. Die Nutzung und Bewirtschaftung der 
mittelbar und unmittelbar angrenzenden land- 
und forstwirtschaftlichen Flächen, Gebäude und 
Wege dürfen durch die geplante Bebauung nicht 
beeinträchtigt werden. Die Bewirtschaftung 
muss sofern erntebedingt erforderlich – zu jeder 
Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt möglich 
sein. 
 
2. Bei der Umsetzung des im Betreff genannten 
Bebauungsplanes, ist sicherzustellen, dass der 
bestehende und auf die Zukunft ausgerichtete 
landwirtschaftliche Betrieb Rieger, Hans-Veit-
Str. 2, 91720 Absberg nicht eingeschränkt wird. 
Der Betrieb hat aktuell einen durchschnittlichen 
Viehbestand von ca. 45 Milchkühen inkl. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Abwägung für Stellungnahme zur Kenntnis: 
Zu 1.: Wird zur Kenntnis genommen und 
entsprechend beachtet. 
Die Nutzung und Bewirtschaftung der 
angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen wird 
durch das geplante Baugebiet nicht 
beeinträchtigt. 
 
 
 
 
Zu 2.: Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Aussagen des Immissionsschutzgutachtens 
wurden seitens des Bayerischen 
Bauernverbands offenbar falsch interpretiert. In 
der Begründung ist korrekt wiedergegeben, 
dass der geplante Aussiedlerstall im 
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Nachzucht und bewirtschaftet ca. 50 ha 
landwirtschaftliche Nutzfläche. Folgende 
betriebliche Erweiterung ist bereits geplant und 
sollte für etwaige Schutzmaßnahmen bzw. 
Abstandseinhaltungen ebenfalls berücksichtigt 
werden: Aussiedlerstall für die Milchviehhaltung 
auf der Flurnummer 412, Gemarkung Absberg. 
Zusätzlich soll eine offene Gülleanlage mit 
Schwimmdecke sowie drei Kammern für die 
Silage- Lagerung errichtet werden.  
In der Begründung des Marktes Absberg vom 
12.05.2023 steht, dass keine erheblichen 
Belästigungen im Sinne des § 4 Bundes-
Immissionsschutzgesetzes im geplanten 
Wohngebiet zu erwarten sind, da der 
Immissionswert von 0,10 für Wohngebiete im 
gesamten Geltungsbereich eingehalten wird. 
Allerdings ist diese Aussage so nicht korrekt, 
denn im Immissionsgutachten vom 20.03.2023, 
welches vom Ingenieurbüro Koch erstellt wurde, 
findet man die Aussage, dass die Ergebnisse 
der Berechnungen zeigen, dass die ermittelte 
Geruchsbelastung durch die geplante Änderung 
der Althofstelle und durch den geplanten 
Neubau im Außenbereich mit Werten von 13 % 
bis 15 % für ein Wohnbaugebiet zu hoch ist und 
der zulässige Wert von 10 % deutlich 
überschritten ist. 
 
3. Menschen müssen wohnen und arbeiten 
können, aber Flächen auf denen Nahrungsmittel 
für diese Menschen angebaut werden, sind 
mindestens genauso wichtig. Nicht unterschätzt 
werden darf auch die Bedeutung der 
landwirtschaftlichen Flächen als 

Außenbereich in Verbindung mit der 
genehmigten Nutzung an der Althofstelle zu 
Immissionswerten von maximale 0,10 im 
Baugebiet „Am Oberfeldweg“ führt.  
Die im Gutachten untersuchten, vom 
Eigentümer angestrebten Änderungen an der 
Althofstelle sind dagegen offensichtlich nicht 
genehmigungsfähig, da diese bei den 
vorhandenen Wohnhäusern in der unmittelbaren 
Nachbarschaft der Althofstelle zu 
Immissionswerten von bis zu 0,39 führen. 
Insofern sind diese auch für das Baugebiet „Am 
Oberfeldweg“ nicht zu berücksichtigen. Dies 
wird in der Begründung in Kapitel 4.10, Absatz 6 
ausführlich dargelegt.  
Im Übrigen wurde im Rahmen des 
Beteiligungsverfahrens auch von der unteren 
Immissionsschutzbehörde am LRA Weißenburg 
bestätigt, dass gemäß vorliegendem 
Geruchsimmissionsgutachten weder im 
geplanten Baugebiet (WA) schädliche 
Umwelteinwirkungen durch Gerüche zu 
erwarten sind, noch der benachbarte Landwirt 
durch das Baugebiet in seinen 
Entwicklungsmöglichkeiten eingeschränkt wird. 
Eine Änderung der Planung ist daher nicht 
erforderlich. 
 
 
Zu 3.: Wird zur Kenntnis genommen. 
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Existenzgrundlage für die Familienbetriebe vor 
Ort, auf Ihre Arbeitsplätze und die Kaufkraft. 
 
4. Etwaige Lärm-, Staub- und 
Geruchsbelästigungen sind hinzunehmen und 
entschädigungslos zu dulden. In diesem 
Zusammenhang weisen wir auch darauf hin, 
dass das Vorkommen von beispielshaft sog. 
Rattenschwanzlarven und Mistbienen, die ihr 
Vorkommen häufig in Gülle- und 
Mistlagerstätten haben, als gewöhnlich 
anzusehen ist. 
 
5. Die Funktionsfähigkeit von bestehenden 
Drainagen und Grabensystemen ist während 
und nach der Bauphase zu erhalten. Des 
Weiteren ist nach der Baudurchführung darauf 
zu achten, dass evtl. zerstörte Drainagen 
ordnungsgemäß wiederhergestellt werden. 
Anfallendes Oberflächenwasser muss 
ungehindert abfließen können und es gilt eine 
Vernässung nach Möglichkeit zu verhindern. Die 
Bewirtschaftung der angrenzenden Nutzflächen 
muss nach und währen der Baumaßnahme 
uneingeschränkt möglich sein. 
 
6. Der Flächenverbrauch geht leider ungebremst 
weiter, in Bayern ca. 12 ha pro Tag. Diese 
Fläche geht durch Bebauung und Versiegelung 
endgültig verloren, nicht nur als Fläche für die 
Erzeugung von Nahrungsmitteln, sondern auch 
als Versickerungsfläche und als Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen. Einen neuen wichtigen 
Aspekt im Zeitalter des Klimawandels stellt die 
Tatsache dar, dass Äcker und Wiesen CO² in 

 
 
 
Zu 4.: Wird zur Kenntnis genommen und 
entsprechend beachtet. Ein Hinweis zu den 
landwirtschaftlichen Emissionen ist bereits unter 
Ziffer 4.6 der Bebauungsplansatzung enthalten. 
Diese ortsüblichen Emissionen sind von den 
künftigen Bewohnern des Baugebietes 
hinzunehmen. 
 
 
 
Zu 5.: Wird beachtet. Sollten während der 
Bauphase Drainagen aufgedeckt bzw. 
beschädigt werden, werden diese fachgerecht 
umgebaut bzw. wiederhergestellt. 
Das bestehende Grabensystem zur Ableitung 
von Oberflächenwasser wird bleibt erhalten. 
Die Bewirtschaftung der angrenzenden 
Nutzflächen wird durch das geplante Baugebiet 
nicht beeinträchtigt und bleibt auch während der 
Bauphase uneingeschränkt möglich. 
 
 
 
Zu 6.: Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 14 von 15 
 

 

großen Mengen speichern können, während 
eine bebaute und versiegelte Fläche dies nicht 
kann.  
 
7. Wir bitten grundsätzlich darum, mit Fläche 
sparsam umzugehen. Einmal verbaute Flächen 
sind der landwirtschaftlichen Produktion 
unwiederbringlich entzogen.  
 
Der Bayerische Bauernverband bittet die o. g. 
Einwände bei der Planung und Durchführung 
des Projektes zu berücksichtigen. In diesem 
Zusammenhang wird ausdrücklich auf die 
Einwendungen der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe mit der Bitte um 
Berücksichtigung hingewiesen. 
 
 

 
 
 
 
Zu 7.: Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 Landratsamt  
Weißenburg-Gunzenhausen, 
Gesundheitsamt 
 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 

 Landratsamt 
Weiénburg-Gunzenhausen, 
Kreisheimatpflege 
 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 

 Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald,  
Landesverband Bayern e.V. 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 

 Bayer. Landesamt für 
Denkmalpflege 
 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 

 Bezirk Mittelfranken, 
 Bezirksheimatpflege 
 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 
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 Landesbund für Vogelschutz in 
Bayern e.V. 

Keine Stellungnahme eingegangen! 
 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 Regierung von Mittelfranken, 
Luftamt 
 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 

 Kreisbrandrat 
 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 

 Finanzamt Gunzenhausen 
 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 

 Zweckverband Brombachsee 
 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 

 Markt Pleinfeld 
 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 

 Stadt Gunzenhausen 
 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 

 Stadt Spalt 
 

Keine Stellungnahme eingegangen! Wird zur Kenntnis genommen. 

 


